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Datenbank

Internet

Server

Nicht erst ab dem 25. Mai 2018 - aber gerade mit dem 

25. Mai besteht Handlungsbedarf für Vereine und 

Sportfachverbände, Kreis- und Stadtsportbünde sowie 

Anschlussorganisationen (LSB-Vereine). Denn: Die EU-

Datenschutz-Grundverordnung tritt in Kraft. 

Wer sich bereits mit Datenschutz beschäftigt hat, muss 

nicht komplett neu denken. Das bisher geltende Bundesda-

tenschutzgesetz (BDSG) deinierte bereits ein recht hohes 

Datenschutzniveau. Grundsätze wie der, dass personenbe-

zogene Daten nicht ohne gesetzliche Ermächtigung oder 

eine Einwilligungserklärung verarbeitet werden dürfen, 

Datensparsamkeit, Zweckbindung und Transparenz sowie 

technische und organisatorische Maßnahmen kennt das 

deutsche Datenschutzrecht bereits. 

Neu ist, dass die LSB-Vereine künftig in die Datenschutz-

grundverordnung (DS-GVO) schauen müssen. Daneben wird 

zwar das bisherige BDSG durch das BDSG-neu ersetzt. Es 

enthält für Vereine und Verbände nur noch wenige Rege-

lungen, zum Beispiel zur Bestellung des Datenschutzbe-

auftragten und zur Videoüberwachung. Die nun geltende 

DS-GVO stärkt die Betrofenenrechte. 

Das bedeutet für die LSB-Vereine, dass sie zukünftig gegen-

über den Betrofenen, beispielsweise ihren Mitgliedern, 

umfangreiche Informationsplichten zu erfüllen haben. Neu 

beziehungsweise erweitert sind auch zahlreiche Doku-

mentationsplichten. Für Verarbeitungen, die tendenziell 

Betrofenenrechte intensiv berühren, ist eine sogenannte 

Folgenabschätzung durchzuführen. Von einigen Ausnahmen 

abgesehen, sind Verarbeitungsverzeichnisse erforderlich.

Nicht zuletzt macht die deutliche Erhöhung der möglichen 

Bußgelder die Einhaltung des Datenschutzes notwendig.    

Ihre Ansprechpartnerin im Landessportbund Thüringen

Seit dem 1. April 2018 ist Anke Schiller-Mönch als Mitarbeiterin für den Bereich Daten-
schutz verantwortlich und beantwortet Fragen, begleitet und unterstützt Vereine, Sport-
fachverbände, Kreis- und Stadtsportbünde zum Thema. 

Anke Schiller-Mönch war Rechtsanwältin und langjähriges LSB-Präsidiumsmitglied für 
Recht. Sie ist bestens mit den Strukturen des organisierten Sports vertraut. Zudem ist 
sie ehrenamtlich im Sportverein engagiert – als Vorsitzende des Schlittenhundesport-
clubs Thüringen organisiert sie Wettkämpfe und ist Rennleiterin.

Zu erreichen ist Anke Schiller-Mönch per 
E-Mail: a.schiller-moench@lsb-thueringen.de oder telefonisch 0361 3405465.

Datenschutz im Sportverein 
Die Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen Union (DS-GVO) 
und das neue Bundesdatenschutzgesetz  

Vom Antragsformular über Ergebnis-, Teilnehmer- oder Telefonlisten, bis hin zu Ehrungen – personen-
bezogene Daten inden sich nahezu im gesamten Vereinsleben. Was früher am Schwarzen Brett stand 
oder per Brief verschickt wurde, wird heute via Homepage, Facebook, WhatsApp und Co. kommuniziert 
– Digitalisierung hat auch im Sport Einzug gehalten. Und manch einer fragt sich: Datenschutz – wieso?  
Weil es ein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung gibt. Jeder Mensch soll selbst entschei-
den, wem, wann, welche seiner persönlichen Daten zugänglich sein sollten. Was eine zusätzliche Be-
lastung im Ehrenamt ist, hat in der Praxis den Schutz der betrofenen Personen vor Missbrauch zum 
Ziel. Deshalb schaft Datenschutz Vertrauen und trägt dazu bei, dass sich die Mitglieder im Sportver-
ein in guten Händen wissen.
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Datenschutz – Was bleibt, was ändert sich!

>>>
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Datenschutz ist untrennbar mit 

bestimmten Begrilichkeiten ver-

bunden. Nach wie vor ist die Rede 

von 
"
personenbezogenen Daten". Aus 

dem "Betrofenen" wird die "betrof-

fene Person", aus der "verantwort-

lichen Stelle" der "Verantwortliche" 

und aus Begrifen wie "erheben", 

"verarbeiten" und "nutzen" wird 

schlicht das "Verarbeiten".  

Vier der wichtigsten Begrifflich-

keiten im Datenschutz:

∆ personenbezogene Daten 
∆ betrofene Person (Betrofener)
∆ Verarbeitung; automatisiert und nicht 

automatisiert
∆ Verantwortlicher 

Daten sind "personenbezogen", wenn 

sie sich auf eine identiizierte oder 

identiizierbare Person beziehen. Die 

identiizierte oder identiizierbare 

Person ist die "betrofene Person". 

"Verarbeitung" ist jeder mit oder 

ohne Hilfe automatisierter Verfah-

ren durchgeführte Vorgang. Dazu 

gehören unter anderem das Erheben, 

Erfassen, die Organisation, das Ord-

nen, die Speicherung, die Anpassung 

oder Veränderung, das Auslesen, 

das Abfragen, die Verwendung, die 

Ofenlegung durch Übermittlung, 

Verbreitung oder andere Form der 

Bereitstellung, der Abgleich oder die 

Verknüpfung, die Einschränkung, das 

Löschen oder die Vernichtung. Diese 

Aufzählung ist nicht abschließend. 

"Automatisiert" ist eine Verarbeitung, 

wenn sie mit technischen Hilfsmit-

teln, insbesondere Computer erfolgt.

Der Verein als juristische Person ist 

Verantwortlicher, weil er über den 

Zweck und die Mittel der Verarbei-

tung personenbezogener Daten ent-

scheidet. Unselbständige Unterglie-

derungen wie Abteilungen sind dem 

Verantwortungsbereich des Vereins 

zugeordnet. Gleiches gilt für Funk-

tionsträger und Mitarbeiter (auch 

Ehrenamtliche), soweit sie in ihrer 

Aufgabenerfüllung für den Verein 

tätig sind. Sonstige eigene Mitglieder 

oder auch Dachverbände hingegen 

sind Dritte. Diese Unterscheidung 

spielt bei der Weitergabe von Daten 

eine wichtige Rolle.

Welchen konkreten Handlungs-

bedarf gibt es?

Vereine und Verbände sollten ihren bis-
herigen Datenschutz auf den Prüfstand 
stellen und den neuen Anforderungen 
anpassen. Wichtige Themen sind:
∆ technische und organisatorische Daten-

sicherheit
∆ Verankerung von Datenschutz in Sat-

zungen und Datenschutzordnungen
∆ Prüfung der Notwendigkeit eines Verar-

beitungsverzeichnisses
∆ Prüfung der Notwendigkeit eines Daten-

schutzbeauftragten
∆ Prüfung, inwieweit den Informations-

plichten gegenüber den Mitgliedern 
genügt wird

∆ Erfüllung von Betrofenenrechten
∆ Notfallmanagement

Die technische und organisatorische 

Datensicherheit  hat oberste Prio-

rität. Das Gesetz fordert, geeignete 

technische und organisatorische 

Maßnahmen, um sicherzustellen, 

dass die Verarbeitung der perso-

nenbezogenen Daten rechtmäßig 

erfolgt. Hierzu zählen Regelungen 

der Zugangs- und Zugrifskontrolle. 

Diese reichen von der Deinition von 

Zugrifsrechten über die Vergabe von 

Passwörtern bis hin zum Abschließen 

des Raumes, wenn man ihn verlässt. 

Aber auch interne Richtlinien und 

Verfahren, die Datenschutz gewähr-

leisten, sind gefordert. „Geeignet“ 

bedeutet, dass nicht alles, was mög-

lich ist, verlangt wird, sondern das, 

was zumutbar ist. Es wird möglich 

sein, normale Mitgliederdaten auf 

einem passwortgeschützten Bereich 

abzulegen bzw. für die Geschäfts-

stelle einen separaten Rechner zur 

Verfügung zu stellen. Es wird aber 

einem Verein zumeist nicht zumutbar 

sein, wegen einer überschauba-

ren Anzahl von Mitgliederdaten mit 

geringem Risiko eigene Servertech-

nik anzuschafen.  

Verankerung von Datenschutz in Sat-

zungen und Datenschutzordnungen

Die Satzung eines Vereins ist im 

Zusammenhang mit Datenschutz ein 

wichtiges Instrument, schließlich 

wird hier der Vereinszweck deiniert. 

Und dieser eröfnet die Möglichkeit 

der Verarbeitung personenbezogener 

Daten zur Erfüllung des Vertrags-

zweckes. Je konkreter deiniert wird, 

desto einfacher ist es, personen-

bezogene Daten rechtmäßig zu 

verarbeiten. Datenschutzordnungen 

sind ebenfalls wichtig, um darzu-

stellen, welche Daten durch welche 

Funktionsträger verarbeitet werden 

dürfen, wer Zugrif auf welche Daten 

hat und welche technischen und 

organisatorischen Maßnahmen zum 

Datenschutz zu trefen sind.

Führen von Verarbeitungsverzeich-

nissen

Die DS-GVO sieht grundsätzlich das 

Führen von sogenannten Verar-

beitungsverzeichnissen vor. Zwar 

befreit der Gesetzgeber „Unterneh-

men und Einrichtungen, die weniger 

als 250 Mitarbeiter beschäftigen“ 

von der Verplichtung zur Führung 

von Verarbeitungsverzeichnissen. 

Praktisch hat diese Ausnahme kaum 

Bedeutung.  Denn die Befreiung gilt 

nicht, wenn die Verarbeitung ein 

Risiko für die Rechte der Betrofenen 

birgt, sie in einer gewissen Regelmä-

ßigkeit erfolgt oder sensible Daten 

(Gesundheitsdaten, Bankdaten) 

betrift. 

Nahezu jeder Verein verarbeitet per-

sonenbezogene Daten bei der  Erstel-

lung von Startlisten, bei der Einla-

dung zur Mitgliederversammlung, 

zum Versenden von Informationen, 

zur Erstellung der Mitgliederstatistik 

usw. Im Gesundheits- und Rehabilita-

tionssport sowie in der Leistungsdi-

agnostik sind mit Gesundheitsdaten 

sensible Daten betrofen. Damit wer-

den überwiegend Verarbeitungsver-

zeichnisse zu führen sein, auch zur 

Erfüllung der Rechenschaftsplicht. 

Das Verarbeitungsverzeichnis  

muss mindestens enthalten:

∆ Name und Kontaktdaten des Verant-
wortlichen

∆ Zweck der Verarbeitung
∆ Beschreibung, welche Art von personen-

bezogenen Daten verarbeitet werden 
und welche Personengruppen betrofen 
sind

∆ wer diese personenbezogenen Daten 
empfängt 

∆ wenn möglich die Löschungsfristen

Brauche ich einen Datenschutz-

beauftragten? 

Ein Datenschutzbeauftragter ist zu 
bestellen, wenn eine der folgenden Aussa-
gen zutrift: 
∆ Es sind zehn Personen und mehr ständig 

mit der Datenverarbeitung beschäftig.
∆ Die Kerntätigkeit des Vereins besteht 

in einer umfangreichen, Verarbeitung 
sensibler Daten (Art. 9 DS-GVO)

Datenschutzbeauftragter für mehrere 

Vereine möglich

Ein Kriterium für die Benennung eines 

Datenschutzbeauftragten ist, ob 

mindestens zehn Personen ständig 

mit der automatisierten Verarbeitung 

personenbezogener Daten beschäf-

tigt sind. Doch wer zählt zu der dei-

nierten Anzahl von zehn? Freiberuler 

und auch Praktikanten sind hier 

inbegrifen – egal ist das Beschäfti-

gungsverhältnis, also ob ehren- oder 

hauptamtlich. Auch die Deinition 

des Zeitraumes „ständig“ ist weit 

auszulegen. Trainer, Übungsleiter oder 

Lehrkräfte, die personenbezogene 

Daten in Dateien auf ihren Compu-

tern verarbeiten, werden dies in der 

Regel ständig und regelmäßig tun, 

ebenfalls die Geschäftsstelle. Auch 

wer nicht auf zehn Personen kommt, 

muss einen Datenschutzbeauftrag-

ten bestellen, wenn die Kerntätigkeit 

in der umfangreichen Verarbeitung 

besonderer Kategorien von Daten (z.B. 

Gesundheitsdaten) besteht. Vereine, 

die im Reha- und Gesundheitssport 

tätig sind, sollten hier genau prüfen 

- unabhängig von der Anzahl der 

Beschäftigten. Dies beginnt bereits 

dann, wenn zur Optimierung des Trai-

ningsprogrammes Gesundheitsdaten 

verarbeitet werden. 

Nicht jeder braucht einen Daten-

schutzbeauftragten im eigenen 

Verein. Es ist möglich, das mehrere 

Vereine auf einen Datenschutzbeauf-

tragten zurückgreifen.

>>>
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Herr Dr. Hasse, Datenschutz ist ein 

sensibles Thema. Was verbirgt sich 

überhaupt hinter dem Begriff? 

Unter „Datenschutz“ versteht man 

entgegen der Wortbedeutung nicht 

den Schutz von irgendwelchen Daten, 

sondern es geht um den Schutz der 

Personen, die hinter den Daten ste-

hen. Das geschützte Rechtsgut ist 

das Recht des Einzelnen, selbst über 

die Preisgabe und Verwendung seiner 

Daten zu bestimmen. Der Einzelne 

soll davor geschützt werden, dass 

er durch den Umgang mit seinen 

personenbezogenen Daten in seinem 

Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt 

wird. Wenn allgemein vom Daten-

schutz gesprochen wird, sind damit 

meist die einfachgesetzlichen Rege-

lungen zu dieser Thematik, also zur 

informationellen Selbstbestimmung, 

gemeint. 

Ab dem 25. Mai 2018 gilt die EU-

Datenschutzgrundverordnung, schon 

das Wort erzeugt Respekt. Inwieweit 

ist dieser berechtigt? 

Hauptsächliches Argument für diese 

„Angst“ ist sicher der recht hohe 

Bußgeldrahmen im Vergleich zur 

bisherigen Bußgeldandrohung bisher 

waren es 300.000 Euro nun sind es 

bis zu 20 Millionen Euro beziehungs-

weise vier Prozent des Unterneh-

mensumsatzes. Unabhängig davon, 

ob diese maximalen Bußgelder 

gerade in Bezug auf Vereine über-

haupt erreicht werden, ist der Res-

pekt vielleicht von persönlichen Fehl-

einschätzungen oder Vorstellungen 

geprägt. Dabei ändert die kommende 

„Man muss sich um die Thematik Datenschutz 

kümmern – auch als Sportverein“

Interview mit dem Thüringer Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit

Verordnung nichts Grundlegendes. 

Die grundsätzlichen Prinzipien „Ver-

bot mit Erlaubnisvorbehalt“, „Daten-

vermeidung und Datensparsamkeit“, 

„Zweckbindung“ und „Transparenz“  

bleiben im Wesentlichen gleich. 

Zentrale Vorschrift ist Artikel 5 der 

EU-Datenschutzgrundverordnung 

(DS-GVO EU), in dem die Grundsätze 

zur Verarbeitung personenbezogener 

Daten geregelt werden. Dazu gehören 

die Rechtmäßigkeit, Verarbeitung 

nach Treu und Glauben, Datenmini-

mierung, Richtigkeit, Speicherbe-

grenzung, Integrität und Vertraulich-

keit sowie die Rechenschaftsplicht. 

Ist ein Verein nach bisher geltendem 

Recht gut in Sachen Datenschutz-

recht aufgestellt, wird er auch jetzt 

relativ wenig Aufwand betreiben 

müssen. Angst müssen vor allem 

die Verantwortlichen haben, die 

sich bislang um die Thematik kaum 

oder nicht gekümmert haben. In 

erster Linie nicht wegen der höheren 

Bußgeldrahmen, sondern wegen der 

Tatsache, dass sie möglicherweise 

schon jetzt gegen geltendes Daten-

schutzrecht verstoßen. 

Inwiefern besteht überhaupt für den 

Landessportbund Thüringen und 

seine Mitgliedsorganisationen die 

Pflicht zur Umsetzung? 

Die Datenschutz-Grundverordnung 

(DS-GVO) kennt nur wenige Ausnah-

megründe, in denen eine Anwendung 

nicht in Betracht kommt. Dies ist 

die Verarbeitung von personenbe-

Seit 2012 ist Dr. Lutz Hasse, Thü-

ringer Landesbeauftragter für den 

Datenschutz und die Informations-

freiheit (TLfDI), gewählt vom Thü-

ringer Landtag für die Amtszeit von 

sechs Jahren und wurde im Januar 

2018 wiedergewählt. Thüringen-

Sport hat mit ihm über die Her-

ausforderung der Umsetzung des 

Datenschutzes für Sportvereine 

gesprochen.  
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Kein Datenschutzbeauftragter - kein 

Datenschutz? Klare Antwort: Nein. 

Die Befreiung von der Verplichtung 

zur Benennung eines Datenschutz-

beauftragten befreit nicht von den 

Verplichtungen des Datenschutzes. 

Auskunft ist den Betrofenen trotz-

dem zu erteilen. Daten dürfen den-

noch nur mit gesetzlicher Ermäch-

tigung oder Einwilligung verarbeitet 

werden und Verarbeitungsverzeich-

nisse sind trotzdem zu führen. 

Was haben Vereine zu beachten?

In der DS-GVO sind Grundsätze 

deiniert, die unmittelbar gelten – 

also zwingend zu beachten sind. Für 

die Einhaltung der Grundsätze ist 

der Verantwortliche – also die LSB-

Mitgliedsorganisationen - zuständig.

Grundsätze der Datenschutz-

Grundverordnung:

∆ Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
∆ Verarbeitung nach Treu und Glauben
∆ Transparenz
∆ Zweckbindung
∆ Datenminimierung
∆ Richtigkeit
∆ Speicherbegrenzung
∆ Integrität und Vertraulichkeit

Diese Grundsätze (s. Kasten) werden 

in zahlreichen Regelungen der DS-

GVO konkretisiert. So sind betrofene 

Personen wegen des Grundsatzes der 

Transparenz bei Erhebung der Daten 

umfassend über Art und Umfang 

der beabsichtigten Verarbeitung zu 

informieren.  Dazu zählen der Ver-

arbeitungszweck, die Kategorie der 

verarbeiteten personenbezogenen 

Daten und der Empfänger, gegenüber 

dem die Daten ofengelegt worden 

sind. Ebenso muss eine Information 

erfolgen zum Recht auf Berichtigung 

und Löschung sowie zur möglichen 

Einschränkung der Verarbeitung, zu 

einem möglichen Widerspruch sowie 

zum Beschwerderecht bei der Auf-

sichtsbehörde.

Ein zentraler Punkt bei der Verarbei-

tung personenbezogener Daten ist 

die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung. 

Grundsätzlich gilt das so genannte 

Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Das 

bedeutet, dass personenbezogene 

Daten gar nicht verarbeitet werden 

dürfen, es sei denn, es liegt vom 

Betrofenen eine Einwilligung in die 

Verarbeitung vor oder es gibt eine 

gesetzliche Ermächtigung, also eine 

Rechtsvorschrift, die die Verarbei-

tung ausdrücklich erlaubt. Die Einwil-

ligungserklärung ist ein wirksames 

Mittel, personenbezogene Daten 

rechtswirksam zu verarbeiten. Aber: 

die DS-GVO stellt erhöhte Voraus-

setzungen an eine Einwilligung. Ein 

große Herausforderung beim Agieren 

mit Einwilligungserklärungen ist, 

diese so allgemein wie möglich und 

gleichzeitig so konkret wie nötig zu 

fassen. Denn wegen der Zweckbin-

dung ist eine Einwilligungserklärung 

immer nur für einen ganz konkreten 

Vorgang zu erteilen. Auf der anderen 

Seite besteht das Bedürfnis, dass von 

der Einwilligungserklärung möglichst 

viele Verarbeitungen erfasst werden. 

Definitionen – Grundsätze – Ver-

pflichtungen – ein Fahrplan zur 

Umsetzung:

1. Sensibilisieren Sie sich und Ihre Verant-
wortungsträger für den Datenschutz. 
Die Kreis- und Stadtsportbünde bieten 
aktuell mit Unterstützung des LSB Fort-
bildungen an. 

2. Verschafen Sie sich einen Überblick, von 
wem Sie welche personenbezogene Daten 
zu welchen Zwecken verarbeiten. Dazu 
senden wir Ihnen auf Anfrage gern einen 
Fragebogen zu. Dieser ist Grundlage zur 
Erstellung von Verarbeitungsverzeich-
nissen.

3. Datenschutz beginnt mit Aufnahme in 
den Verein. Dort werden das erste Mal 
personenbezogene Daten erhoben. Wei-
tere solcher erstmaligen Erhebungen gibt 
es bei der Wettkampfanmeldung und der 
Lizenzvergabe. 

Wichtig! Immer dann, wenn perso-

nenbezogene Daten erhoben werden, 

beginnt eine Verarbeitung, bei der 

mindestens folgende Anforderungen 

zu erfüllen sind:

∆ Rechtmäßigkeit (Einwilligung 

erteilt? Zur Erfüllung des Vereins-

zweckes?)

∆ Ist die betrofene Person über Art, 

Umfang und Dauer der Verarbei-

tung informiert? 

∆ Brauche ich ein Verarbeitungsver-

zeichnis?

Im Datenschutz gilt ein Stück weit, 

was Konfuzius sagt: Der Weg ist das 

Ziel. Auch der weiteste Weg beginnt 

mit einem ersten Schritt – den gilt es 

zu gehen. 

Weitere kompakte Infor-

mationen, Orientierungs-

hilfen und Mustervorlagen 

folgen.

Erfahren Sie das Neueste unter:

www.thueringen-sport.de
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zogenen Daten zu rein persönli-

chen und familiären Zwecken durch 

natürliche Personen. Da es sich beim 

Landessportbund und den Mitglied-

sorganisationen um juristische Per-

sonen handelt, ist dieser Ausschluss-

grund nicht gegeben. Mit anderen 

Worten: Selbstverständlich müssen 

der Landessportbund sowie seine 

Mitgliedsorganisationen die Daten-

schutzgrundverordnung umsetzen. 

Welche Unterschiede gibt es zu den 

bisherigen nationalen datenschutz-

rechtlichen Regelungen, die dringend 

zu beachten sind?

Im Detail ergeben sich tatsächlich 

Unterschiede. Ich möchte einige 

Beispiele nennen: 

Für die Verarbeitung personenbe-

zogener Daten normiert die DSG-VO 

als allgemeinen Grundsatz ein 

sogenanntes Verbot mit Erlaub-

nisvorbehalt. Personenbezogene 

Daten dürfen nach wie vor nur dann 

verarbeitet werden, wenn der Ver-

antwortliche, also der Verein, hierzu 

eine gesetzliche Erlaubnis hat oder 

die betrofene Person eingewilligt 

hat. Hinzu kommt - und das ist der 

Unterschied zum bisherigen Verbot 

mit Erlaubnisvorbehalt -, dass der 

Verein nicht nur eine materielle 

Erlaubnisnorm zur Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten benötigt, 

sondern die Plicht zur transparenten 

Verarbeitung hinzutritt. Gemeint ist 

die Plicht des Verantwortlichen die 

betrofene Person, also die, zur der 

die verarbeitenden Daten gehören, 

entsprechend zu informieren. 

Nach bislang geltendem Recht ist 

es zudem so, dass unter gewissen 

Voraussetzungen automatisierte 

Datenverarbeitungsverfahren an die 

Aufsichtsbehörde gemeldet werden 

müssen. Diese Meldeplicht wird in 

Zukunft entfallen. Allerdings müssen 

Verantwortliche, also auch Vereine, 

selbständig prüfen, ob sie für ein 

Verfahren eine sogenannte Daten-

schutz-Folgenabschätzung gemäß 

Artikel 35 der Datenschutzgrundver-

ordnung durchführen müssen. Eine 

Datenschutz-Folgenabschätzung 

muss durchgeführt werden, wenn 

eine Verarbeitung ihren Umständen 

und Zwecken nach voraussichtlich 

ein hohes Risiko für die Rechte und 

Freiheiten natürlicher Personen zur 

Folge hat. Stellt der Verantwortliche 

nach Prüfung der Notwendigkeit, 

Verhältnismäßigkeit der Verarbei-

tung und Sicherheitsvorkehrungen 

fest, dass ein Restrisiko verbleibt, so 

muss uns der Vorgang der Aufsichts-

behörde vorgelegt werden.

Welche grundlegenden Prinzipien 

prägen die neue Verordnung speziell 

für Sportvereine? 

Die Datenschutz-Grundverordnung 

ist von den Grundsätzen der Verar-

beitung personenbezogener Daten 

geprägt, die der Gesetzgeber in 

Artikel 5 festgelegt hat. Die Recht-

mäßigkeit der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten der Mitglieder 

richtet sich nach Artikel 6 DS-GVO. 

Mit dem Zeitpunkt der Datener-

hebung muss der Verein seinen 

Informationsplichten aus Artikel 13 

DS-GVO nachkommen, in der Praxis 

direkt auf dem Erhebungsformular. 

Für Einwilligungen ist zu beachten, 

dass diese schriftlich, elektronisch 

oder mündlich abgegeben werden 

können. Um jedoch der Nachweis-

plicht zu entsprechen, dass die 

betrofene Person in die Verarbeitung 

der Daten eingewilligt hat, empiehlt 

es sich, einen schriftlichen Nachweis 

einzuholen. 

Ein Verein darf nur solche Daten von 

seinen Mitgliedern erheben, die für 

die Mitgliedschaft erforderlich sind. 

Also nur Daten, die zur Verfolgung der 

Vereinsziele, welche in der Satzung 

niedergelegt sind und für die Betreu-

ung und Verwaltung notwendig sind 

(wie etwa Name, Anschrift, Geburts-

datum, ggf. auch Bankverbindung, 

Bankleitzahl und Kontonummer). 

Dies entspricht dem Grundsatz der 

Datenminimierung.

Da die DS-GVO dem technischen 

Datenschutz einen hohen Stellenwert 

einräumt, sind Datensicherheits-

grundsätze einzuhalten. So hat der 

Verein geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen zu 

trefen, die sicherstellen, dass die 

datenschutzrechtlichen Grundsätze, 

im Besonderen die Datenminimie-

rung, datenschutzfreundliche Tech-

nikgestaltung und Voreinstellungen 

umgesetzt werden. Vorkehrungen 

sind vor allem gegen die Risiken bei 

der Verarbeitung zu trefen, wie z.B. 

unbeabsichtigte oder unrechtmäßige 

Vernichtung, Verlust, Veränderung 

oder unbefugte Ofenlegung oder 

unbefugten Zugang zu personen-

bezogenen Daten, die übermit-

telt, gespeichert oder anderweitig 

verarbeitet wurden. Irgendwelche 

Sonderregelungen für Sportvereine 

hat der Gesetzgeber jedoch nicht 

vorgesehen. 

Vor welchen konkreten Herausfor-

derungen steht aus Ihrer Sicht der 

organisierte Thüringer Sport? 

Die größte Herausforderung für 

Vereine und Verbände ist die Einbin-

dung in den täglichen Ablauf und die 

notwendige Dokumentation. Verant-

wortliche müssen die Einhaltung der 

Grundsätze der Datenschutzgrund-

verordnung jederzeit nachweisen 

können. Daher müssen wesentliche 

Entscheidungen in geeigneter Art 

und Weise dokumentiert werden. 

Dies muss verlässlich geschehen, 

was nur möglich ist, wenn eine 

solche Dokumentation unmittelbar 

in den Geschäftsablauf integriert 

ist. Dies gilt auch für die Informa-

tionsplichten. Diese Integration in 

die bisherigen Abläufe erscheint aus 

unserer Sicht die größte Herausfor-

derung zu sein. Dies setzt natürlich 

voraus, dass Vereine gut im Bereich 

Datenschutz aufgestellt sind. Ist ein 

einzelner Verein dies nicht, hat er 

grundlegende Probleme, nämlich die, 

schnellstmöglich, am besten gestern 

das geltende Datenschutzrecht in 

seinen Strukturen umzusetzen. 

Gibt es einen Unterschied bei Verstö-

ßen zwischen haupt- und ehrenamt-

licher Tätigkeit?

Grundsätzlich sind die Sanktions-

möglichkeiten des TLfDI gegenüber 

dem jeweiligen Verantwortlichen 

durchzuführen. Bei Vereinen ist dies 

im Regelfall die juristische Person, 

also der Verein selbst. Verantwortli-

cher ist der, der die Mittel und Zwecke 

der Datenverarbeitung festlegt. 

Handelt ein Vorstandsmitglied aller-

dings aus eigenen Motiven und zu 

eigenen Zwecken, legt es damit auch 

die Mittel und Zwecke der Datenver-

arbeitung selber fest und wird zum 

eigenen Verantwortlichen für diese 

spezielle Verarbeitung. Ist diese dann 

rechtswidrig, kann dieses Vorstands-

mitglied auch Ziel von Sanktionen 

nach der Datenschutzgrundverord-

nung werden. Ob die Person dabei 

haupt- oder ehrenamtlich tätig wird, 

spielt keine Rolle. 

Was empfehlen Sie einem Sportverein?

Es ist sicher sinnvoll zunächst sämt-

liche Verfahren, bei denen personen-

bezogene Daten verarbeitet werden, 

aufzulisten und dies dann auf einen 

notwendigen Änderungsbedarf hin 

zu überprüfen. Positiver Nebenefekt 

ist, dass man das im Zweifel ohnehin 

zu führende Verzeichnis über die 

Verarbeitungstätigkeiten quasi gleich 

mit aufgestellt hat. Das neue Recht 

muss umgesetzt werden – im Zweifel 

fragen Sie uns oder greifen auf die 

Informationen zur DS-GVO auf unse-

rer Homepage zu: https://www.tlfdi.

de/tlfdi/europa/europaeischedsgvo/

index.aspx.

>>>
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Das gesamte Inter-

view zum Nachlesen 

inden Sie online auf 

der LSB-Homepage.

www.thueringen-sport.de


